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Vorwort

Die Arbeit wurde als Bachelor-Thesis zur Erlangung des akademischen Grades Ba-
chelor of Arts eingereicht. Sie untersucht vor dem Hintergrund der Abgrenzung der 
rechtlichen Betreuung von sozialen Betreuungsleistungen die Frage, welche Chan-
cen und Risiken die wissenschaftlichen Ansätze zur Weiterentwicklung der recht-
lichen Betreuung bergen.

Zunächst werden die Entwicklung des Betreuungsrechtes seit Einführung des Be-
treuungsgesetzes und die Rechtsgrundlagen jeweils der rechtlichen Betreuung sowie 
sozialer Betreuungsleistungen als Hinführung auf die Thematik beschrieben.

Anschließend werden der aktuelle Stand der Diskussion der Abgrenzungsproble-
matik in der Wissenschaft, die Positionen der Berufsverbände der Betreuer sowie 
die empirischen Untersuchungen im Zusammenhang mit der untersuchten Pro-
blematik dargestellt.

Im Folgenden werden die Ursachen der Abgrenzungsproblematik analysiert und 
die wissenschaftlichen Ansätze zur Weiterentwicklung der rechtlichen Betreuung 
hinsichtlich der potentiellen Auswirkungen ihrer Umsetzung im Hinblick auf die 
betreuten Menschen, die beruflich tätigen Betreuer, die Erbringer sozialer Betreu-
ungsleistungen und den Sozialstaat bewertet.

Schließlich wird die These des Verfassers hinsichtlich der Forschungsfrage formu-
liert, das Ergebnis der Untersuchung zusammengefasst und ein Ausblick auf die 
mögliche wissenschaftsexterne und wissenschaftsinterne Verwendung der Unter-
suchungsergebnisse gegeben. 

 
Peter Schaarschmidt,  

im April 2015
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1 Einleitung

Quo vadis Betreuung? – mit dieser Fragestellung könnte die derzeitige Situation 
der rechtlichen Betreuung in der Bundesrepublik Deutschland beschrieben werden. 

Vor allem in dem Spannungsfeld zwischen der gewollten Ablösung einer anonymen 
Verwaltung der Mündel durch eine persönliche Betreuung sowie einer Stärkung 
des Selbstbestimmungsrechtes der Betroffenen einerseits und dem zunehmenden 
Kostendruck auf die Justizhaushalte der Bundesländer andererseits1, folgten auf die 
Ablösung des Vormundschaftsrechtes durch das am 01.01.1992 in Kraft getretene 
Betreuungsgesetz bislang drei Betreuungsrechtsänderungsgesetze.

Die Absichten der aktuellen Bundesregierung hinsichtlich einer weiteren Reform des 
Betreuungsrechtes werden in dem Kapitel 5.2 des unter dem Titel „Deutschlands 
Zukunft gestalten“2 verfassten Koalitionsvertrages zwischen CDU, CSU und SPD 
mit der Ankündigung: „Wir wollen das Betreuungsrecht in struktureller Hinsicht 
verbessern und damit das Selbstbestimmungsrecht hilfebedürftiger Erwachsener be-
darfsgerecht stärken.“3 beschrieben.

Welche konkreten Maßnahmen zur Änderung der Strukturen des Betreuungsrech-
tes ergriffen werden, bleibt ebenso abzuwarten wie die politische Entscheidung über 
die Bemessung des Bedarfes der Stärkung des Selbstbestimmungsrechtes betreuter 
Menschen.

Vor dem Hintergrund der erneuten geplanten Revision des Betreuungsrechtes stellt 
sich wiederum die Frage, ob die rechtliche Betreuung auch als Teil der sozialen Ar-
beit aufgefasst und wie der rechtliche und der soziale Anteil der Tätigkeit eines Be-
treuers gegebenenfalls austariert werden sollte.

Für die Beurteilung der Notwendigkeit einer Ausweitung der Zuständigkeit 
rechtlicher Betreuer auch auf Bereiche der sozialen Betreuung der Klienten und 

1 Winterstein, 2012, S. 223–224
2  www.bundesregierung.de/Content/DE/_Anlagen/2013/2013-12-17-koalitionsvertrag.pdf?__blob=publicationFi-

le&v=2, S. 1
3 ebd., S. 154 


